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Mitte 2001 waren die Maßnahmen der 14 EU-Mitgliedstaaten gegen die neue Re-
gierung in Österreich vom Januar/Februar 2000 schon „Geschichte". Im Juli 2001
bezeichnete der belgische Außenminister Louis Michel bei seinem Aufenthalt in
Wien (während seiner tour des capitales im Zuge der EU-Präsidentschaft) das Ka-
pitel der Sanktionen als „abgeschlossen". Auch das Verhältnis belgischer Minister
zu ihren FPÖ-Kollegen sei „absolut normal". Während der belgischen EU-Ratsprä-
sidentschaft müssten alle Minister gleich behandelt werden. Ob dies auch für bila-
terale Gespräche außerhalb von EU-Treffen gelte, wollte Außenminister Michel
allerdings nicht klar beantworten. Die österreichische Außenministerin Benita
Ferrero-Waldner (ÖVP) bezeichnete das „Problem zwischen Belgien und Öster-
reich als ausgeräumt". Zwar könne man „begangene Fehler" nicht ungeschehen
machen, allerdings sei der Anfang für bessere Beziehungen gemacht, in denen man
„das Anderssein des Anderen akzeptiert."1

Das Problem des Transitverkehrs

Ein Problem, das Österreich seit dem EU-Beitritt begleitet, ist der Transitverkehr,
vor allem der Verkehr der schweren Lastwagen (mit einem Gesamtgewicht von
mehr als 7,5 Tonnen) über die Alpen, und hier wieder der Schwerverkehr über den
Brenner-Pass.2 Im Zuge der Beitritts Verhandlungen gelang es Österreich im Proto-
koll Nr. 9 der Beitrittsakte (das den Inhalt des bis dahin zwischen der EU und Öster-
reich bestehenden Transitvertrags praktisch übernahm) die Reduktion der Schad-
stoffe von schweren Lastwagen auf 60% zu erreichen. Außerdem durfte die Zahl
der Fahrten durch Österreich maximal 108% der Fahrten vor dem Beitritt betragen
(Referenzjahr 1991). Diese Regelungen laufen mit 31. Dezember 2003 aus.

Österreich bemüht sich schon seit einiger Zeit, eine Verlängerung dieser Bestim-
mungen zu erreichen. Damit soll die Zeit bis zur Erstellung einer neuen Wege-
kostenrichtlinie in der EU überbrückt werden. Auf dem Europäischen Rat in Laeken
hatte Österreich in der Transitfrage einen Etappensieg errungen. Der Europäische
Rat forderte nämlich die Kommission auf, einen Vorschlag für die Verlängerung des
Ökopunktesystems zu präsentieren.3 EU-Verkehrskommissarin Loyola de Palacio
legte dann einige Tage später, am 20. Dezember 2001, einen Vorschlag für die Ver-
längerung des österreichischen Transitprotokolls vor. Das darin enthaltene Öko-
punkte-System soll maximal um drei Jahre verlängert werden. Nach dem Kommis-
sionsvorschlag zum österreichischen Transitprotokoll kann zwar die Umweltbelas-
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tung auf allen Transitstrecken durch das Bundesgebiet weiter eingeschränkt wer-
den, eine Garantie gegen das Anwachsen des Transitverkehrs bietet diese Lösung
allerdings nicht. Denn eine Höchstgrenze für Durchfahrten durch Österreich (108-
Prozent-Klausel) soll es in Zukunft nicht mehr geben.4 Das Europaparlament hatte
bereits am 5. September 2001 der Abschaffung der Höchstgrenze zugestimmt.5

Nach dem Beschluss der EU-Kommission bezüglich einer Verlängerung des
Transitprotokolls gab dann am 21. Dezember 2001 Österreich die Beitritts Verhand-
lungen zum Thema Verkehr frei. Allerdings wies der österreichische Ständige Ver-
treter, Botschafter Gregor Woschnagg, in einer Erklärung darauf hin, dass auch
neue Mitgliedstaaten in das Ökopunktesystem einzubeziehen seien. Österreich
stellte damit eine mißverständliche Äußerung von EU-Verkehrskommissarin de
Palacio klar, die behauptet hatte, die neuen Mitgliedstaaten würden nicht in das
Transitprotokoll einbezogen werden. Woschnagg wies auch daraufhin, dass „Öster-
reichs Zustimmung zu den endgültigen Ergebnissen der Erweiterungsverhand
lungen von einer zufriedenstellenden Lösung in bezug auf die Erreichung des Ziels
der nachhaltigen Reduktion der Schadstoffe im Straßenverkehr" abhänge.6

Die Auseinandersetzungen mit der Tschechischen Republik

Zwischen 14. und 21. Januar 2002 fand das Volksbegehren „Veto gegen Temelin"
statt. Eingereicht wurde es von Vertretern der oberösterreichischen, niederösterrei-
chischen und Wiener FPÖ. Es erlangte 914.973 gültige Eintragungen, das waren
15,5% aller österreichischen Stimmberechtigten. In absoluten Zahlen gemessen lag
es damit an dritter Stelle aller Volksbegehren nach 1945. Die stärkste Beteiligung
fand das Volksbegehren mit 23,5% in Oberösterreich, das am nächsten zu Temelin
liegt.7 Neben der FPÖ trug das Volksbegehren die Kronen Zeitung, welche mit über
40% Lesern täglich die bei weitem größte Tageszeitung in Österreich ist.

Nach einer Meinungsumfrage hatten sich 87% der deklarierten FPÖ-Anhänger
am ehesten bereit erklärt, das Volksbegehren zu unterschreiben, SPÖ-Anhänger zu
35%, ÖVP-Anhänger zu 27% und Sympathisanten der Grünen zu insgesamt 22%.
Möglicherweise ist der Unterschied im Antwortverhalten von ÖVP- und SPÖ-An-
hängern auf die Empfehlung von Bundeskanzler Wolfgang Schüssel (ÖVP) zurück-
zuführen, das Volksbegehren nicht zu unterschreiben.8 Meinungsforscher und Po-
litologen sahen das Volksbegehren als „Probegalopp" der FPÖ, um gegen die EU-
Osterweiterung zu Felde zuziehen. Die Frage würde in der Regierung zu Konflikten
führen, welche die ÖVP-FPÖ-Koalition zerstören könnte. Meinungsforscher Peter
Ulram sah die „eigentliche Sprengkraft" nicht im Konflikt innerhalb der Koalition,
sondern im Bündnis zwischen FPÖ und Kronen Zeitung in Sachen Temelin. Seiner
Meinung nach werde die Kronen Zeitung die FPÖ nicht aus der Pflicht entlassen,
die Forderungen des Volksbegehrens umzusetzen. Denn die FPÖ bringe maximal
400.000 Unterschriften, die Krone hingegen könne eine halbe Million Personen
mobilisieren.9

Noch vor Durchführung des Volksbegehrens wurde am 29. November 2001 zwi-
schen Österreich und Tschechien in der Frage Temelin nach elfstündigen Verhand-
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lungen ein Kompromiss erzielt, damit das Energiekapitel in den Beitritts Verhand-
lungen mit Tschechien „vorläufig" abgeschlossen werden konnte. Die tschechische
Seite stimmte allen Sicherheitsauflagen zu, die Wien verlangt hatte und verpflich-
tete sich darüber hinaus zu einer rechtlichen Verankerung in einem Protokoll des
Beitrittsvertrags.10 Bis auf die ÖVP, die nach inneren Verwerfungen schließlich
Bundeskanzler Schüssel unterstützte, hatten alle anderen Parteien merkbar Schwie-
rigkeiten, mit dem Brüsseler Kompromiss zurechtzukommen. In der FPÖ drohte
Landeshauptmann Jörg Haider wieder einmal mit dem Ende der Koalition. Vom
Hauptausschuss des Nationalrats wurde Außenministerin Benita Ferrero-Waldner
beauftragt, im Rahmen des Rats Allgemeine Angelegenheiten am 10. Dezember
2001 daraufhinzuweisen, dass sich „Österreich vorbehält", insbesondere im Lichte
der zwischen der Tschechischen Republik und Österreich erzielten Vereinbarung
„auf das Energiekapitel zurückzukommen". Der Opposition reichte der Auftrag an
Ferrero-Waldner nicht. Die Chance das Energiekapitel wieder aufzumachen, „ist
gleich null", so SPÖ-Klubobmann Josef Cap. Grünen-Abgeordnete Eva
Glawischnig warf Schüssel vor, „wissentlich die Unwahrheit" gesagt zu haben:
Fünf Punkte zu Sicherheitsfragen seien offen geblieben."

Ein weiterer Konfliktpunkt mit der Tschechischen Republik war die Frage der
Vertreibung der deutschsprachigen Bevölkerung aus der Tschechoslowakei 1945/46
und die damit zusammenhängenden „Benesch-Dekrete". Vizekanzlerin Susanne
Riess-Passer (FPÖ) wies immer wieder darauf hin, dass im Regierungsprogramm
die Abschaffung der Benesch-Dekrete gefordert wird.12 Für sie stehe es „völlig
außer Streit", dass die Benesch-Dekrete menschenrechtswidrig seien und dass die
Tschechische Republik diesen Rechtsbestand beseitigen müsse. Sie würden nicht
mit den Kopenhagener Kriterien in Einklang stehen. Der acquis communautaire
müsse von jedem Beitrittsland erfüllt werden.13

Bundeskanzler Schüssel trat dafür ein, nicht konfrontativ vorzugehen, sondern
eine Lösung zu suchen; es dürfe mit dem Eintritt in die Union „keine Diskriminie-
rung" geben, damit man tatsächlich dann einen „Schlussstrich" unter die Ge-
schichte zieht.14 Bundespräsident Thomas Klestil sprach sich dafür aus, die Ver-
treibungsdekrete der Tschechoslowakei nach dem Zweiten Weltkrieg „durch eine
politische oder legislative Erklärung aufzuheben". Zudem müsse die „moralische
Verantwortung anerkannt werden, dass Unrecht geschehen ist".15 Auch von der Op-
position gab es kaum Unterstützung für die Aufrechterhaltung der Benesch-De-
krete. Die Frage blieb nur, ob die Kritik an den Dekreten bis zu einer Ablehnung
eines Beitritts der Tschechischen Republik gehen solle.

Mit Slowenien bestehen wegen des Kernkraftwerkes Krsko (gemeinsam genutzt
mit Kroatien) und der Beschlüsse des Avnoj (Antifaschistischer Rat der Volksbe-
freiungsbewegung) von 1943 ähnliche Reibungspunkte wie mit Tschechien. In den
EU-Beitrittsverhandlungen mit Slowenien wurde das Umweltkapitel, in das die
Sicherheit der Kernkraftwerke fällt, aber ohne Proteste der FPÖ abgeschlossen.
Was Avnoj betrifft, so ist nach Abschluss der Arbeiten einer gemeinsamen Exper-
tenkommission eine Art Versöhnungs- und Schlussstricherklärung beider Parla-
mente geplant.16
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Die Ratifizierung des Nizza-Vertrags und die österreichische Sicherheitspolitik

Probleme gab es bei der Anpassung des Artikels 23f der österreichischen Bundes-
verfassung an die neuen Bestimmungen des Vertrags von Nizza zur GASP. Die
Oppositionsparteien wollten eine Abänderung (Grüne) oder eine Uminterpretation
(SPÖ) dieses Artikels erreichen, damit „Österreich an Petersberg-Aufgaben nur
dann mitwirken kann, wenn dies mit dem Neutralitätsgesetz vereinbar ist."17 Diese
Meinung (die vor allem ein Mandat des UNO-Sicherheitsrats bei Petersberg-Auf-
gaben fordert) steht im Gegensatz zur Auffassung der SPÖ-ÖVP-Regierung von
1998, welche den Artikel 23f an den Amsterdamer Vertrag anpasste. Ebenso wie die
SPÖ-ÖVP-Koalition 1998 spricht die herrschende Lehre der österreichischen
Rechtswissenschaft von einem Vorrang von Artikel 23f vor dem Neutralitätsgesetz
von 1955. Österreich könne sich ohne Rücksicht auf das Neutralitätsgesetz voll an
den militärischen Einsätzen im Rahmen von Petersberg beteiligen.18 Eine Änderung
der Verfassungsgesetze bedarf einer zwei Drittel Mehrheit im Nationalrat. Da es
keinen Konsens zwischen Regierung und Opposition gab, veränderte man im Arti-
kel 23f der österreichischen Bundesverfassung lediglich die Worte „Amsterdam" zu
„Nizza". Wurden im (neuen) Artikel 17 des EU-Vertrags alle Hinweise auf die
WEU gestrichen, so wird im Artikel 23f der österreichischen Bundesverfassung
weiterhin die WEU erwähnt.19

Dieser Streit um die österreichische Neutralität ist im Zusammenhang mit der
neuen „Sicherheits- und Verteidigungsdoktrin" Österreichs zu sehen. Die ÖVP-
FPÖ-Bundesregierung strebte eine Anpassung des „Landesverteidigungsplans" aus
1984 an die veränderten Bedingungen der internationalen Politik an. Die Bemüh-
ungen um einen Konsens waren nicht erfolgreich, im letzten Moment verweigerten
die beiden Oppositionsparteien die Zustimmung zum Vorschlag der ÖVP-FPÖ-
Regierung. Die gleichgewichtete Aufzählung von NATO-Beitritt, Bündnisbeitritt,
Neutralität und Allianzfreiheit störte die SPÖ. Nach ihr ist Österreich weiterhin
„verfassungsrechtlich und völkerrechtlich neutral" und nicht, wie die Regierung
nun behauptet, „allianzfrei".20 Der NATO-Beitritt wird in der neuen Sicherheits-
und Verteidigungsdoktrin vom 12. Dezember 2001 nur sehr vage angesprochen und
mit einer Volksabstimmung verbunden.21 Hier zeigt sich deutlich die Abwendung
zumindest eines Teils der FPÖ vom im Parteiprogramm (Oktober 1997) geforder-
ten Beitritt zur NATO. Meinungsumfragen zeigen, dass ein Abgehen von der Neu-
tralität in Österreich nicht populär ist.22

Weitere Elemente der EU-Politik Österreichs

Im April 2001 gründeten Vizekanzlerin Riess-Passer und Außenministerin Ferrero-
Waldner die „Österreich-Plattform für die EU-Erweiterung". Damit wollte die Re-
gierung für den Erweiterungsprozess werben. Nach fünf Diskussionsveranstal-
tungen in den von der EU-Erweiterung besonders betroffenen Bundesländern
wurde diese Art der Promotion beendet.23 Bei den Diskussionen dominierten häufig
die Erweiterungsgegner. An Stelle der Plattform richtete die Regierung ein „Euro-
patelefon" und ab Mitte 2002 eine Webseite ein (www.chancenerweitern.gv.at).
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Auch mit Plakaten wird nun für die EU-Erweiterung geworben. Hier will man an
die offensichtlich erfolgreiche „Euro-Werbung" anknüpfen.

Kommissar Mario Monti verhängte am 11. Juni 2002 eine Strafe gegen acht öster-
reichische Banken, darunter Österreichs größte Banken, wie die Bank Austria, die
Erste Bank und die BAWAG. Die Banken hatten jahrzehntelang im „Lombard Club"
die Konditionen für ihre Kunden abgesprochen. Für „eines der schockierendsten
Kartelle, das die Kommission je aufgedeckt hat", so Mario Monti, müssen die verur-
teilten Banken insgesamt 124,3 Mill. Euro bezahlen.24 Die Lombard-Club-Sitzungen
wurden bald nach dem Zweiten Weltkrieg eingeführt und fanden - allgemein bekannt
- jeden ersten Mittwoch im Monat unter Vorsitz der Oesterreichischen Nationalbank
statt. Sie dienten anfänglich dem Zweck, die Investitionen in die von der Regierung
gewünschten Branchen zu lenken und später vor allem dazu, einen allzu „ausgepräg-
ten" Wettbewerb zwischen den Banken zu vermeiden. Gegen die Entscheidung der
Kommission wurde von den Banken beim EuGH Berufung eingelegt.

Schon im Zuge der „Sanktionen" hatte sich Bundeskanzler Schüssel gegen ein
„Direktorium" der großen EU-Staaten ausgesprochen: ,,[W]e must decide what
kind of Europe we want: a hegemonic directorate by a few or a balanced partner-
ship between equals?"25 So sprach er auch im Namen und im Auftrag der kleineren
EU-Staaten, als er im November 2001 beim britischen Premierminister Tony Blair
gegen den „Mini-Gipfel" zu Afghanistan in der Woche vorher protestierte, bei dem
die kleineren EU-Mitglieder übergangen worden waren.26

Auf dem Europäischen Rat von Laeken, 14./15. Dezember 2001, war Wolfgang
Schüssel insofern erfolgreich, als in den Punkten 58 und 59 der Schlussfolgerungen
zwei für Österreich wichtige Fragen Erwähnung fanden: Das Problem des Transit-
verkehrs und die Frage der Sicherheit von Kernkraftwerken. Das führte Beobachter
zur Aussage, ,,[t]he Austrian government is rapidly acquiring a reputation as an
effective lobbyist within the European Council."27 Auf dem vom Europäischen Rat
von Laeken einberufenen Konvent nehmen Repräsentanten aller vier Parlaments-
parteien teil. Der ehemalige Wirtschaftsminister Hannes Farnleitner als Vertreter
von Bundeskanzler Schüssel, der Europasprecher der SPÖ, Caspar Einem und
Reinhard Bosch, FPÖ, als Vertreter des österreichischen Nationalrats sowie Johan-
nes Voggenhuber (Grüne) als ein Vertreter des Europäischen Parlaments.
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